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A. Bericht des Abgeordneten Bock: 

I. Allgemeines 

In der 98. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 14. Juli 1955 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt — Drucksache 1553 — 
federführend an den Ausschuß für Verkehrswesen 
und mitberatend an den Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht zur weiteren B^roeitung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 
11. November 1955 abschließend beraten und wie 
folgt dazu Stellung genommen: 

„Zu § 3 Abs. 4 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung der Auffassung, daß dieser Ab- 
satz aus den vom Bundesrat genannten Gründen 
gestrichen werden sollte. 

Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 

Diese Vorschrift verfolgt den Zweck festzustel- 
len, daß die Abgrenzung der Aufsichtsbefugnisse 
des Bundesministers für Verkehr und des Bundes- 
ministers für Arbeit im gegenseitigen Einverneh- 
men erfolgen solle. Der Wortlaut dieser Bestim- 
mung geht jedoch über diesen Zweck hinaus; sie 
kann so ausgelegt werden, als ob die beiden ge- 
nannten Bundesminister im gegenseitigen Einver- 
ständnis befugt wären, ihre Aufsichtsrechte nach 
Belieben festzulegen und damit von den für das 
Aufsichtsrecht allgemein geltenden Grundsätzen 
im Sinn einer Ausweitung abzuweichen. 

Der Ausschuß hat daher gegen diese Formulie- 
rung Bedenken. Im übrigen werden gegen die Vor- 
lage keine Bedenken geltend gemacht.“ 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat den Ge- 
setzentwurf in seiner Sitzung vom 14. Dezember 
1955 eingehend beraten und die aus der beigefüg- 
ten Synopse ersichtlichen Änderungen beschlossen. 


11. Im einzelnen 

Der Gesetzentwurf dient der Ausführung des 
Art. 89 Abs. 2 Satz 2 GG, der es dem Bundesgesetz- 
geber überläßt zu bestimmen, welche staatlichen 
Aufgaben der Binnenschiffahrt und der Seeschiff- 
fahrt auf den Bund zu übertragen sind. Für die 
Seeschiffahrt ist ein dahingehendes Gesetz bereits 
am 22. November 1950 ergangen. Das entspre- 
chende Gesetz für die Binnenschiffahrt ist erst in 
diesem Jahr eingebracht worden, weil zunächst der 
Wortlaut des Art. 89 Abs. 2 Satz 2 dahin ausgelegt 
worden war, daß sich die Bundeskompetenz für die 
Binnenschiffahrt aus Art. 89 unmittelbar ableite. 

§ 1 Abs. 1 zählt die Verwaltungsaufgaben auf, 
die dem Bund nach diesem Gesetz obliegen. Diese 
Aufgaben werden — von den Ländern unangefoch- 
ten — durch die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes seit ihrer Errichtung 
auf Grund des Art. 87 GG bereits wahrgenommen. 
Dem Bund erwachsen somit auf Grund des Gesetz- 
entwurfs keine neuen Aufgaben. Es handelt sich 
vielmehr um die rechtliche Klarstellung der Bun- 
deskompetenz. Bei den in § 1 Abs. 1 genannten 
Bundesaufgaben handelt es sich einmal um die 
Förderung der Binnenflotte und des Binnenschiffs- 
verkehrs im allgemeinen deutschen Interesse, ohne 
daß hiermit eine finanzielle Verpflichtung des 
Bundes begründet wird. Weiterhin wird dem Bund 
die Schiffahrtspolizei auf den Bundeswasserstra- 
ßen mit einer Einschränkung auf dem Gebiet der 
Exekutive übertragen. Schließlich wird die Schiffs- 
eichung auf den Bundeswasserstraßen zur Bundes- 
aufgabe erklärt und klargestellt, daß auch die Aus- 
stellung von Schifferpatenten und Schiffsattesten 
den Bundesbehörden obliegt. 

Über die Wahrnehmung der Aufgaben auf dem 
Gebiet der schiffahrtspolizeilichen Exekutive ist 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 eine besondere Vereinbarung 
zwischen Bund und Ländern zu schließen. Auf 
diese Weise umgeht der Entwurf die verfassungs- 
rechtliche Streitfrage, ob der Übergang der Ver- 
waltungsaufgaben auch den polizeilichen Vollzug 
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mit umfaßt. Die Vereinbarung ist inzwischen mit 
der Mehrzahl der Länder bereits abgeschlossen 
worden; bei den restlichen Ländern ist ihre An- 
nahme vorbereitet. 

§ 2 überträgt dem Bund die Festsetzung der 
Lade- und Löschzeiten sowie der Liegegelder auf 
Grund des Binnenschiffahrtsgesetzes in der Fas- 
sung vom 20. Mai 1898, soweit sie mit Beförde- 
rungsleistungen auf Bundeswasserstraßen Zusam- 
menhängen. Hier kann der Bund nur im Beneh- 
men mit den Ländern tätig werden, deren wirt- 
schaftliche Interessen am Binnenschiffsverkehr 
auf diese Weise berücksichtigt werden. § 2 bezieht 
sich nicht auf die Liegegelder im innerdeutschen 
Verkehr, die auf Grund des Binnenschiffsverkehrs- 
gesetzes vom 1. Oktober 1953 in dem dort vorge- 
sehenen Verfahren festgesetzt werden. Seine Be- 
deutung liegt somit in der Möglichkeit, die Liege- 
gelder im grenzüberschreitenden Verkehr und die 
Lade- und Löschfristen einheitlich festzusetzen, so- 
weit sie mit dem Verkehr auf Bundeswasserstra- 
ßen Zusammenhängen. 

Mit dem Übergang der Verwaltungsaufgaben 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt auf den Bund 
stehen die im Entwurf enthaltenen Ermächtigun- 
gen in engem Zusammenhang. Die wichtigste Er- 
mächtigung ist in § 3 enthalten; sie betrifft den 
Erlaß schiffahrtspolizeilicher Verordnungen, deren 
Inhalt, Zweck und Ausmaß durch die Vorschrift 
im einzelnen hinreichend begrenzt wird. Der Bun- 
desrat hat Streichung des § 3 Abs. 4 der Regie- 
rungsvorlage empfohlen, welcher Eingriffe in die 
Grundrechte nach Art. 2 und 13 GG zuließ. Nach- 
dem die Bundesregierung auf diese Vorschrift ver- 
zichtet hat, hat der Ausschuß für Verkehrswesen 
ebenfalls beschlossen, den Absatz zu streichen. 

§ 4 begründet das Recht und die Pflicht der Be- 
hörden der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes zum Erlaß schiffahrtspolizeilicher Ver- 
fügungen, wogegen sie Verordnungen nur auf 
Grund besonderer Ermächtigung erlassen können. 

Die Tatsache, daß ein Teil der Bundeswasser- 
straße Elbe in den Hamburger Hafen einbezogen 
ist, erfordert die besondere Verteilung der Zustän- 
digkeiten zwischen dem Bund und dem Land Ham- 
burg, wie sie § 5 vornimmt. 

§ 6 sieht den Auftrag an die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft vor, die Binnenschiffe nicht 
nur wie bisher im Interesse der Mitglieder und 
Versicherten der Berufsgenossenschaft zu über- 
wachen, sondern auch unter dem Gesichtspunkt 
der allgemeinen Schiffssicherheit. Die Tätigkeit 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bun- 
des und der Wasserschutzpolizei der Länder soll 


hierdurch wirksam ergänzt werden. Die Aufsichts- 
befugnisse des Bundesministers für Verkehr und 
des Bundesministers für Arbeit über die Binnen- 
schiffahrts-Berufsgenossenschaft für den Fall der 
Auftragserteilung sind in § 6 Abs. 2 geregelt. Auf 
Anregung des Ausschusses für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht hat der Ausschuß für Verkehrs- 
wesen Satz 2 dieser Vorschrift gegenüber der Re- 
gierungsvorlage wie folgt geändert: 

„Die Aufsichtsbefugnisse sind zwischen den 
Bundesministern für Verkehr und für Arbeit 
im gegenseitigen Einvernehmen abzugrenzen.“ 

Hiermit soll besser zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß es sich lediglich um die Abgrenzung der 
Aufsichtsbefugnisse zwischen den beiden Bundes- 
ministerien handelt. Da die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft bei der Überwachung der all- 
gemeinen Schiffssicherheit im öffentlichen Inter- 
esse des Bundes tätig wird, war es angezeigt, ihr 
in Satz 3 einen Anspruch auf Erstattung der Selbst- 
kosten dieser Überwachung gegen den Bund einzu- 
räumen. 

§ 7 sieht für schiffahrtspolizeiliche Zuwider- 
handlungen auf dem Rhein abwärts von Basel die 
Anwendung des Strafrahmens des Art. 32 der 
Mannheimer Akte vor. Diese Vorschrift geht der 
allgemeinen Strafdrohung in § 366 Nr. 10 StGB 
vor. 

Für die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt hat 
sich der nach § 34 des Binnenschiffsverkehrsgeset- 
zes gebildete Länderausschuß für Binnenschiff- 
fahrtsfragen so bewährt, daß seine Befugnisse 
durch § 8 auf die Durchführung des vorliegenden 
Gesetzes erstreckt werden. Hierdurch soll insbe- 
sondere erreicht werden, daß der Bundesminister 
für Verkehr Förderungsmaßnahmen nach § 1 

Abs. 1 Nr. 1 zuvor mit den Ländern abstimmt. 

In den §§ 9 und 10 des Entwurfs werden zahl- 
reiche Gesetze und Verordnungen aufgehoben oder 
für die Bundeswasserstraßen außer Kraft gesetzt, 
da der vorliegende Entwurf diese Vorschriften ent- 
behrlich macht. Er dient damit zugleich der Berei- 
nigung des Binnenschiffahrtsrechts. 

§ 11 enthält die übliche Berlinklausel. Auf An- 
trag des Landes Berlin (Schreiben des Senators für 
Bundesangelegenheiten vom 10. Dezember 1955) 
hat der Ausschuß für Verkehrswesen den zweiten 
Absatz wie folgt gefaßt: 

„Rechtsverordnungen auf Grund dieses Ge- 
setzes gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes.“ 


Bonn, den 14. Dezember 1955 
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Bock 

Berichterstatter 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 


1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1553 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen und 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 14. Dezember 1955 


Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Bock 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

- Druckache 1553 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Ent 
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Beschlüsse des 3 0. Ausschüsse 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Dem Bund obliegen auf dem Gebiet 
der Binnensdriffahrt 

1. die Förderung der Binnenflotte und des 
Binnenschiffsverkehrs im allgemeinen deut- 
schen Interesse, 

2. die Abwehr von Gefahren für die Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Verkehrs (Schiff- 
fahrtspolizei) auf den Bundeswasserstra- 
ßen; die schiffahrtspolizeilidien Vollzugs- 
aufgaben nadi Maßgabe einer mit den 
Ländern zu sdiließenden Vereinbarung, 

3. die Schiffseidiung (Sdiiffsvermessung) auf 
den Bundeswasserstraßen, 

4. die Ausstellung von Befähigungszeugnissen 
und von Bescheinigungen über Bau, Aus- 
rüstung, Bemannung und Betrieb der 
Wasserfahrzeuge und Flöße auf den Bun- 
deswasserstraßen. 

(2) Die dem Bund nach dem Gesetz über 
den gewerblichen Binnenschiffsverkehr vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 

§ 1 

unverändert 
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E n t v.' u r f 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


1. Oktober 1953 (Bundesgcsetzbl. I S. 1453) 
zustehenden Aufgaben bleiben unberührt. 


(1) Dem Bund obliegt im Benehmen mit 
den beteiligten Landern die Festsetzung der 
Liegegelder nach § 32 Abs. 1 des Gesetzes 
betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse 
der Binnenschiffahrt (Binnenschiffahrtsgesetz) 
in der Fassung vom 20. Mai 1898 (Pveichs- 
gesetzbl. S. 868), soweit die Liegegelder im 
Zusammenhang mit Beförderungsleistungen 
entstehen, die ganz oder streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen erbracht werden. Das 
gleiche gilt für die Festsetzung der Lade- und 
Löschzeiten nach den §§ 29 Abs. 4, 48 Abs. 4 
des Binnenschiffahrtsgesetzes. 

(2) Die dem Bund nach Absatz 1 obliegen- 
den Aufgaben nimmt der Bundesminister für 
Verkehr wahr. Er kann seine Befugnisse 
durch Rechtsverordnung auf die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen übertragen. Die Be- 
fugnisse können einer Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion für den Bezirk mehrerer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen erteilt 
werden. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
Rechts Verordnungen zu erlassen über 

1. das Verhalten im Verkehr, 

2. die Anforderungen an den Bau, die Aus- 
rüstung, die Bemannung und den Betrieb 
sowie über die Kennzeichnung der Was- 
serfahrzeuge (Binnenschiffe, schwimmen- 
den Geräte, Kleinfahrzeuge, Fähren), Floße 
und schwimmenden Anlagen, 

3. die Anforderungen an die Befähigung und 
Eignung von Schiffsführern und -mann- 
schaften, Floßführern, Fährleuten und 
Lotsen, 

4. die Gebühren für behördliche oder amtlich 
angeordnete Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung der nach den Nummern 1 bis 3 er- 
lassenen Verordnungen; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens mit dem Bundes- 
minister der Finanzen. 

Die Verordnungen nach den Nummern 2 
und 3 können das Verfahren festlegen, in 
dem der Nachweis für die Erfüllung der An- 
forderungen zu erbringen ist. 


§ 3 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
Rechtsverordn ungen zu erlassen über 

1. das Verhalten im Verkehr, 

2. die Anforderungen an den Bau, die Aus- 
rüstung, die Bemannung und den Betrieb 
sowie über die Kennzeichnung der Was- 
serfahrzeuge (Binnenschiffe, schwimmen- 
den Geräte, Kleinfahrzeuge, Fähren), Flöße 
und schwimmenden Anlagen, 

3. die Anforderungen an die Befähigung und 
Eignung von Schiffsführern und -mann- 
schaften, Floßfiihrern, Fährleuten und 
Lotsen, 

4. die Gebühren für behördliche oder amtlich 
angeordnete Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung der nach den Nummern 1 bis 3 er- 
lassenen Verordnungen; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens mit dem Bundes- 
minister der Finanzen. 

Die Verordnungen nach den Nummern 2 
und 3 können das Verfahren festlegen, in 
dem der Nachweis für die Erfüllung der An- 
forderungen zu erbringen ist. 
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E n t w u r f 

(2) Die Ermächtigung nach Absatz 1 er- 
streckt sich nicht auf den Erlaß von Vor- 
schriften, die überwachungsbedürftige An- 
lagen im Sinne des § 24 der Gewerbeord- 
nung zum Gegenstand haben. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung die Ermächtigung 
nach Absatz 1 auf die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen Übertrager*. § 2 Abs. 2 
Satz 3 findet Anwendung. 

(4) Recbtsverordniingcn , Kelche die in Ab- 
satz 1 Nummern 1 bis 3 genannten Gegen- 
stände betreffen , können die Freiheit und 
kö rp e rlich e U n v e rs e h rth ei t d er Pe rs on 
(Artikel 2 des Grundgesetzes ) und die Un- 
verletzlichkeit der Wohnung ( Artikel 13 des 
Grundgesetzes ) einschränken. 

§ 4 

Die Behörden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes haben im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 nach pflichtgemäßem 
Ermessen die notwendigen Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leich- 
tigkeit des Verkehrs auf den Bundeswasser- 
straßen zu treffen;* Rechtsverordnungen 
können sie nur im Lall des § 3 Abs. 3 er- 
lassen. 

§ 5 

Auf den im Bereich des Hamburger 
Hafens liegenden Teilen der Bundeswasser- 
straße Elbe ist der Bund im Rahmen des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 nicht für Maßnahmen zustän- 
dig, die das Verhalten im Verkehr betreffen. 
Seine Maßnahmen erstrecken sich im übrigen 
nicht auf Wasserfahrzeuge, die ausschließlich 
zur Verwendung im Hamburger Hafen be- 
stimmt sind, auf die Führung und Beman- 
nung solcher Fahrzeuge sowie auf Hafen- 
lotsen. 


§ 6 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 
durch Rechtsverordnung beauftragen, die 
Einhaltung der Vorschriften über die Anfor- 
derungen zu überwachen, die im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 an die technische Be- 
schaffenheit der Wasserfahrzeuge (Binnen- 
schiffe, schwimmenden Geräte, Kleinfahr- 
zeuve, Fähren) und ihrer Einrichtungen zu 
stellen sind; dies gilt nicht für die in § 3 
Abs. 2 genannten Vorschriften. 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

(2) Die Ermächtigung nach Absatz 1 er- 
streckt sich nicht auf den Erlaß von Vor- 
schriften, die überwachungsbedürftige An- 
lagen im Sinne des § 24 der Gewerbeord- 
nung zum Gegenstand haben. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung die Ermächtigung 
nach Absatz 1 auf die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen übertragen. § 2 Abs. 2 
Satz 3 findet Anwendung. 

(4) entfällt 


§ 4 


unverändert 


§ 5 

unverän 


d e r t 


§ 6 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 
durch Rechtsverordnung beauftragen, die 
Einhaltung der Vorschriften über die Anfor- 
derungen zu überwachen, die im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 an die technische Be- 
schaffenheit der Wasserfahrzeuge (Binnen- 
schiffe, schwimmenden Geräte, Kleinfahr- 
zeuge, Fähren) und ihrer Einrichtungen zu 
stellen sind; dies gilt nicht für die in § 3 
Abs. 2 genannten Vorschriften. 
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Entwurf 

(2) Wird die Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft nach Absatz 1 beauftragt, 
untersteht sie insoweit der Fachaufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Dieser be- 
stimmt Umfang und Art seiner Aufsicht 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit. Die Selbstkosten der Über- 
wachung trägt der Bund. 


§ 7 

Zuwiderhandlungen gegen die von den 
Rheinuferstaaten gleichlautend erlassenen 
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften und die 
zu ihrer Durchführung und Ergänzung er- 
lassenen Anordnungen werden nach dem 
Strafrahmen des Artikels 32 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. September 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 645) bestraft. Auf diese 
Zuwiderhandlungen sind die Vorschriften 
für Übertretungen entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 8 

Der nach § 34 des Gesetzes über den ge- 
werblichen Binnenschiffsverkehr gebildete 
Ausschuß dient auch der Verständigung des 
Bundes mit den Ländern bei der Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes, insbesondere der Ab- 
stimmung der Interessen vor verkehrspoli- 
tischen Maßnahmen, die der Bundesminister 
für Verkehr auf Grund dieses Gesetzes trifft. 


§ 9 

(1) Es werden aufgehoben 

1. das Gesetz über die Untersuchung der 
Rheinschiffe und -flöße und über die Be- 
förderung brennbarer Flüssigkeiten auf 
Binnenwasserstraßen vom 13. November 
1952 (Bundesgesetzbl. II S. 957), 

2. das Gesetz zur Einführung der Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung vom 19. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1207). 

(2) Die Verordnung über die Unter- 
suchung der Rheinschiffe und -flöße und 
über die Beförderung brennbarer Flüssigkei- 
ten auf Binnenwasserstraßen vom 30. April 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 371) mit den zu 
ihrer Änderung und Ergänzung erlassenen 
Verordnungen, 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

(2) Wird die Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft nach Absatz 1 beauftragt, 
untersteht sie insoweit der Fachaufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Die Aufsichts- 
befugnisse sind zwischen den Bundesmini- 
stern für Verkehr und für Arbeit im gegen- 
seitigen Einvernehmen abzugrenzen. Die 
Selbstkosten der Überwachung trägt der 
Bund. 

§ 7 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


die Verordnung über die Beförderung brenn- 
barer Flüssigkeiten auf Binnenwasserstraßen 
vom 27. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 734), 

die Verordnung zur Einführung der Binnen- 
schiff ahrtstraßen-Ordnung vom 19. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1135) mit den 
zu ihrer Durchführung und Ergänzung er- 
lassenen Verordnungen, 

die Verordnung zur Einführung der Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung vom 24. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1411) und 
die Verordnung zur Einführung der Vor- 
schriften für die Reeden auf dem Rhein 
(Schiffahrtpolizeiverordnung zur Ergänzung 
der Rheinschiffahrtpolizeiverordnung) vom 
24. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1466) mit den zu ihrer Änderung und Er- 
gänzung erlassenen Verordnungen 

gelten als auf Grund des § 3 Abs. 1 und 3 
erlassen. 

(3) Die Verordnung über die Erteilung 
von Rheinschifferpatenten, erlassen in 

Preußen am 30. Juli 1925 (Ministerialblatt 
der Handels- und Gewerbeverwaltung 
S. 197), 

Bayern am 8. Juli 1925 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für den Freistaat Bayern 
S. 189), 

Baden am 3. Juli 1925 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 175), 

Hessen am 15. September 1925 (Hessisches 
Regierungsblatt S. 150 und S. 256) 

in der Fassung des Gesetzes der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 
18. März 1949 (WiGBl. S. 21), des Gesetzes 
des Landes Rheinland-Pfalz vom 13. April 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt I 
S. 109) sowie des Gesetzes vom 12. Februar 
1951 (Bundesgesetzbl. II S. 5) mit den zu 
ihrer Durchführung, Änderung und Ergän- 
zung erlassenen Verordnungen tritt am 
1. Juli 1956 außer Kraft. 

§ io 

§10 unverändert 

(1) § 31 und § 34 Abs. 3 der Gewerbe- 
ordnung sind auf den Betrieb des Lotsen- 
gewerbes auf Bundeswasserstraßen nicht an- 
zuwenden. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


(2) Die §§ 5 bis 9 des Preußischen Gesetzes, 
betreffend die Ausführung der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868, 
vom 17. März 1870 (Preußische Gesetz- 
sammlung S. 187), 

die §§10 bis 20 des Preußischen Regulativs, 
betreffend die Ausführung der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 
1868, vom 23. März 1870 (Amtsblatt der 
Regierung Wiesbaden S. 169), 

das Hessische Regulativ, betreffend das 
Steuermannswesen auf der Großherzoglich 
Hessischen Rheinstrecke, vom 5. August 
1882 (Hessisches Regierungsblatt S. 133), 

die Bayerische Verordnung, betreffend die 
Steuermannsordnung für den Rhein inner- 
halb des Bayerischen Gebietes, vom 30. De- 
zember 1885 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1886 S. 1), 

die Badische Ministerialverordnung, betref- 
fend die Steuermannsordnung für den Rhein 
innerhalb des Großherzoglich Badischen Ge- 
bietes, vom 19. Dezember 1885 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 401) 

mit allen dazu ergangenen Änderungen 
und Ergänzungen treten mit dem Tage außer 
Kraft, an dem sie durch Rechtsverordnungen 
ersetzt werden, die der Bundesminister für 
Verkehr auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 3 er- 
läßt. 

(3) Die Weserschiffahrtsakte vom 10. Sep- 
tember 1823 (Preußische Gesetzsammlung 
1824 S. 25) und die Additionalakte zur Weser- 
schiffahrtsakte vom 3. September 1857 
(Preußische Gesetzsammlung 1858 S. 453) 
werden aufgehoben; jedoch bleiben die zu 
ihrer Durchführung erlassenen Verordnun- 
gen, soweit sie noch gültig sind, in Kraft, bis 
der Bundesminister für Verkehr sie durch 
Rechtsverordnung aufhebt. 

(4) Die Bayerische Ministerialbekannt- 
machung vom 31. März 1858, Vorschriften 
über, die Erlangung der bayerischen Legiti- 
mation zur Flußschiffahrt oder Flößerei auf 
der Donau betreffend (Bayerisches Regie- 
rungsblatt S. 433), tritt auf der Bundes- 
wasserstraße Donau mit dem Tage außer 
Kraft, an dem sie durch Rechtsverordnungen 
ersetzt wird, die der Bundesminister für Ver- 
kehr auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
erläßt. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


§ 11 § 11 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des unverändert 

§13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 

vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Die den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zugewiesenen Auf- 
gaben nimmt im Lande Berlin der zuständige 
Fachsenator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund (2) Rechtsverordnungen auf Grund dieses 

dieses Gesetzes erlassen werden , gelten im Gesetzes gelten im Lande Berlin nach § 14 

Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- des Dritten Uberleitungsgesetzes, 
leitungsgesetzes. 

§ 12 § 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner unverändert 

Verkündung in Kraft. 
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